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Staatsfinanzen zukunftsfähig gestalten

Konsolidierung bleibt Daueraufgabe,  - -
Finanzbeziehungen sind zunehmend 
intransparent,  Unterschiede bei 
kommunaler Finanzkraft nehmen zu.

An solider Haushaltsführung festhalten, 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen klug 
umsetzen, Kommunalfinanzierung 
stärken.

Aus der Krise wachsen, Vorfahrt für 
Investitionen, nachhaltige Aufgaben-
und Ausgabenkritik auf allen Ebenen, 
neue Wege in der Kommunalfinanzierung

Öffentliche Haushalte 
konsolidieren

Impuls 1

2) Nur die erfolgreiche Konsolidierung  der  letzten zehn 
Jahre hat in der Corona-Krise schnelles Handeln des 
Staates ermöglicht. Angesichts der Krise wurden 
umfangreiche Konjunkturprogramme aufgelegt, die zum 
Teil über Nachtragshaushalte  und durch eine 
Aussetzung der Schuldenbremse finanziert 
wurden.   Zukünftige Lasten daraus sind erheblich. 

1) Die Politik muss – auch oder gerade wegen der 
Herausforderungen im Zuge der Corona-Pandemie –
am Kurs einer soliden, nachhaltigen Haushaltsführung 
mit notwendigen Strukturanpassungen  festhalten. 

1) Konsolidierungsfortschritte bis 2020 basierten vor allem 
auf hohen  Steuereinnahmen und niedrigen Zinsen. 
Zukunftsgerichtete strukturelle Anpassungen kamen 
nur langsam voran. Zwar wurden öffentliche Investi-
tionen zuletzt erhöht. Jedoch war die Erhöhung zu 
gering, um die Wettbewerbsbedingungen für die 
Unternehmen deutlich zu verbessern. Auch braucht die 
Umsetzung vor Ort in vielen Fällen weiterhin viel Zeit.

2) Höhere Schulden der öffentlichen Haushalte bergen 
wesentliche  Risiken, auch beim aktuellen Niedrigzins, 
und müssen die Ausnahme bleiben. Denn diese 
beschränken mittelfristige Investitionsmöglichkeiten 
des Staates. Auch wären in der aktuellen Lage der 
Betriebe steuerliche Zusatzlasten zur  Finanzierung der 
Krisenkosten absolut kontraproduktiv und sollten 
unterbleiben. 

1)  Öffentliche Investitionen  – gerade in Bildung und 
Infrastruktur –  stärken. Zusatzimpulse für 
stabiles  Wirtschaftswachstum schaffen und auch  in 
Zukunft ausreichende Steuereinnahmen sichern.  Es 
bedarf dabei einer gesamtstaatlichen Strategie 
sowie moderner Verwaltungen, um vorhandene 
finanzielle Mittel auch tatsächlich wirksam  einsetzen 
zu können .

2) Vor allem Wachstum ermöglicht, die öffentlichen 
Haushalte in der aktuellen Krise zu konsolidieren –
nicht aber  Steuererhöhungen, neue Steuern und 
Sonderabgaben. Die Erfahrungen der Bewältigung 
der fiskalischen Folgen der Finanzkrise  zeigen, 
dass nachhaltiges Wirtschaftswachstum die beste 
Perspektive ist.

Investitionskraft der 
Kommunen stärken

Impuls 3

2) Kommunale Stützungsprogramme der Länder führten 
zwar zu Verbesserungen, reichten aber  nicht immer 
aus, um fehlende Investitionen finanzschwacher 
Kommunen  anzuschieben. 

1) Kommunale Effizienzpotenziale nutzen und die 
öffentliche  Investitionstätigkeit, gerade auch von 
finanzschwachen Kommunen, anregen. 

3) Stabile wirtschaftskraftbezogene Einnahmen für die 
Kommunen gewährleisten. Leistungsfähigkeit auch 
finanzschwacher Kommunen stärken. Das  enge Band 
zwischen Wirtschaft und Kommunen stärken. 

3) Gewerbesteuer durch gewinnabhängige 
Kommunalsteuer mit eigenem  Hebesatzrecht 
ersetzen, die alle wirtschaftlich Tätigen einbezieht. 

3) Das Gewerbesteueraufkommen ist sehr heterogen und 
schwankt in vielen  Kommunen erheblich. Die Corona-
Krise hat die Schwächen der  Kommunalfinanzierung 
nochmals offen gelegt.

1) Trotz hoher Steuereinnahmen bis zur Corona-Krise 
konnten zahlreiche Kommunen ihre Haushalte  nicht 
ausgleichen. Viele Kommunen erhöhen Gewerbe- und 
Grundsteuer  und belasten damit die Unternehmen. 

2) Nachhaltiges Angebot öffentlicher Infrastruktur  auch in  
finanzschwachen Kommunen sicherstellen. Damit 
regionale Unterschiede in den Standortbedingungen für 
die  Unternehmen abbauen.

1) Mehr interkommunale Kooperationen nutzen. Dabei 
die berechtigten  Interessen der Privatwirtschaft 
berücksichtigen.

2) Die Nutzung von öffentlich-privaten Partnerschaften 
vermehrt prüfen. So  kann eine langfristige 
Kooperation zur Bereitstellung und Bewirtschaftung 
öffentlicher Infrastruktur  entstehen.

Bund-Länder-
Finanzbeziehungen 
ausgewogen gestalten

Impuls 2

2) Seit 2020 haben die Länder deutlich mehr  finanzielle 
Spielräume: im neuen Bund-Länder-Finanzausgleich 
und durch Programme  des Bundes in den Bereichen 
Digitalisierung, Energie und Klima, Bildung und 
Forschung. 

1) Die Wirtschaft benötigt in allen Regionen des Landes 
eine leistungsstarke öffentliche Infrastruktur  und 
effizientes Verwaltungshandeln, um im Markt bestehen 
zu können. 

1) Unternehmen machen zunehmend die Erfahrung, dass 
die Finanzkraft ihrer Standorte in  Deutschland sehr 
unterschiedlich ist. Dies führt  zu stärkeren 
Unterschieden in der  Ausstattung mit Infrastruktur 
sowie wirtschaftsnahen öffentlichen Dienstleistungen. 

2) Die Länder sind gefordert, sich ihrer Verantwortung für 
die Standortbedingungen bei den Kommunen  zu stellen.  

1)  Die Länder sollten ihre zusätzlichen finanziellen Spielräume 
nutzen, um mehr Mittel  für  Investitionen in die 
Infrastruktur und die Modernisierung der 
öffentlichen  Verwaltung  bereitzustellen.

2) Die Länder sollten die Entlastungen seitens des 
Bundes zielgenau einsetzen, so dass 
alle  Kommunen attraktive Investitionsstandorte für 
Unternehmen bleiben bzw. werden .


